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Antragsinhalt: 

 

 

Die Vollversammlung möge beschließen… 
1) die Wiedereinführung von Studiengebühren für Internationale Studierende und das 

Zweitstudium abzulehnen. 

2) sich gegen eine Erhöhung des Verwaltungsbeitrags auszusprechen. 

3) Weiterhin allgemeine Studiengebühren abzulehnen. 

 

 

Begründung (aus der Präsentation): 

 

• Gesetzentwurf aus dem Wissenschaftsministerium: 

– 1500€ pro Semester für Nicht-EU-Bürger*innen 

– 650€ pro Semester für ein Zweitstudium 

– Erhöhung des Verwaltungsbeitrags um 10€ 

-> es müssen 48 Millionen € im Ministerium gespart werden („schwarze Null“) 

• Bildung ist ein Grundrecht 

• Staatsbürger*innenschaft als Kriterium für Bildungsgebühren ist diskriminierend 

-> Chance auf Bildung unabhängig von Herkunft und Zahlungskraft 

• Eingeschränkte Möglichkeit der Weiterbildung durch ein Zweitstudium 

• Erhöhungen des Verwaltungsbeitrags führen langfristig zu Beträgen wie bei 

Studiengebühren 

• Die „Sozialverträglichkeit“ der Gebühren ist eine Farce 

• Öffnet die Option für weitergehende Gebühren 
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